
Replik
Wir danken Herrn Dr. Jean Martin für seine 
kritische Stellungnahme zu unserem Artikel 
«Ist die fürsorgerische Unterbringung von Ur-
teilsfähigen zulässig?» Es freut uns, dass unser 
Artikel eine Diskussion über die fürsorgeri-
sche Unterbringung angestossen hat.

Wir stimmen Herrn Martin zu, dass Personen 
mit einer psychischen Störung grundsätzlich 
als urteilsfähig zu betrachten sind, und möch-
ten anfügen, dass die Urteilsfähigkeit erst bei 
begründbaren Zweifeln genauer evaluiert wer-
den sollte. Obwohl ein statistischer Zusam-
menhang zwischen psychischen Störungen 
und der Einschränkung der für Urteilsfähigkeit 
relevanten mentalen Fähigkeiten besteht, bele-
gen empirische Studien, dass eine Mehrheit 
von Patienten mit psychischen Störungen hin-
sichtlich behandlungsrelevanter Entscheide 
urteilsfähig ist (siehe z.B. [1,  2]). In einer deut-
schen Studie zeigten 68% der Pa tienten mit De-
menz, 54% der Patienten mit Schizophrenie 
und 20% der Patienten mit Depression Defizite 
in den für Urteilsfähigkeit relevanten menta-
len Fähigkeiten [3]. Leider werden Personen mit 
psychischen Störungen oft fälschlicherweise 
pauschal als urteilsun fähig angeschaut, pater-
nalistisch behandelt oder gar gegen ihren Wil-
len fürsorgerisch untergebracht, bevor geklärt 
ist, ob sie diesbezüglich urteilsfähig sind.
Hingegen ist die von Herrn Martin genannte 
Unterbringung alleine wegen Fremdgefähr-

dung klar unzulässig. Eine fürsorgerische Un-
terbringung darf nur dann angeordnet werden, 
wenn die nötige Behandlung oder Betreuung 
nicht anders erfolgen kann. Selbstverständlich 
gibt es ein berechtigtes Bedürfnis der Gesell-
schaft nach Schutz vor gewalttätigen Perso-
nen. Die fürsorgerische Unterbringung ist aber 
das falsche Instrument, wenn es darum geht, 
Menschen wegen Fremdgefährdung in ihrer 
Bewegungsfreiheit einzuschränken (siehe dazu 
[4]). In der Botschaft zum Erwachsenenschutz-
recht steht ausdrücklich, dass der Schutz Drit-
ter für die Anordnung einer fürsorgerischen 
Unterbringung nicht ausschlaggebend sein 
darf ([5], S. 7062 f.).
Die Anordnung einer fürsorgerischen Unter-
bringung alleine wegen Fremdgefährdung ist 
dementsprechend sowohl bei vorhandener 
als auch bei fehlender Urteilsfähigkeit unzu-
lässig. Der Schutz der Allgemeinheit vor fremd-
gefährdenden Personen ist Gegenstand des 
Polizeirechts und des Strafrechts.
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